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Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2020/08/0190 E 17. Februar 2022 RS 11 (hier nur der erste Satz) 

Stammrechtssatz 

Trotz Fehlens einer Erkrankung, die bei objektiver Betrachtung die Teilnahme an einem 
Vorstellungsgespräch unmöglich oder unzumutbar macht, könnte ein (bedingt) vorsätzliches Handeln 
auch dann nicht angenommen werden, wenn der Vermittelte darlegt, dass er sich aus nachvollziehbaren 
Gründen für nicht in der Lage erachtet hat, aufgrund einer (akuten) Erkrankung zu einem 
Vorstellungsgespräch zu erscheinen. Das wäre insbesondere dann zu bejahen, wenn ein behandelnder 
Arzt gegenüber der arbeitslosen Person einen (akuten) Krankheitszustand diagnostiziert, der der 
Teilnahme am Vorstellungsgespräch entgegensteht. Auf ihr Vertrauen auf diese Diagnose kann sich die 
arbeitslose Person allerdings dann nicht berufen, wenn ihr deren Unrichtigkeit bzw. Unzuverlässigkeit 
bekannt ist; dies wäre insbesondere dann der Fall, wenn die ärztliche Einschätzung auf bewusst 
unrichtigen bzw. den Leidenszustand bewusst übertreibenden Angaben des bzw. der Arbeitslosen gründet 
(vgl. idS zur ähnlichen Problematik ärztlicher Krankschreibungen von Dienstnehmern RIS-Justiz 
RS0028875 [insbesondere T8 und T11]). 
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